
Marisa Eppler (22) studiert an der
Dualen Hochschule Villingen-Schwennin-
gen BWL, Controlling und Consulting.

Noman Akhter (25) ist Junior-Projekt-
manager in Waldshut-Tiengen.

Larissa Kanstinger (21) aus Donau-
eschingen hat gerade ihre Ausbildung
zur Uhrmacherin beendet.

Theo Kaiser (22) studiert Politik- und
Verwaltungswissenschaften in Konstanz.

Simon Amann (21) ist Schüler aus
Klettgau-Erzingen.

Durch die Pandemie
ist der deutsche Staat
massiv verschuldet.
Wie wollen Sie
gewährleisten, dass
genügend Gelder
in den Klimaschutz

fließen, sodass Jugendliche und junge Erwachse-
ne wie ich in 30-40 Jahren noch ein lebenswertes
Leben haben?

Warum hat man sich in
der Corona-Krise über
die Studenten keine
Gedanken gemacht?
Warum gab es nicht
mehr Ansprache, mehr
Erklärungen für uns?

Seit Jahren ist die
Rede von einer Digita-
lisierung, jedoch nur
in Bezug auf den Breit-
bandausbau oder das
5G-Netz. Meiner An-
sicht nach braucht es
auch eine Vernetzung

der Behörden. Ist diese geplant? Wenn ja, wann?
Wie viele Fördermittel werden in diese Digitalisie-
rung gesteckt?

Wie kommt es, dass
große Firmen trotz
guter Auftragsla-
ge Kurzarbeitergeld
bekommen, kleine
selbstständige Unter-
nehmer und Neben-
erwerbstätige aber

oftmals keine Hilfen erhalten, obwohl seit einein-
halb Jahren keine Veranstaltungen, Märkte und
Konzerte mehr stattfinden dürfen?

Was möchten Sie tun,
um die Ausbildungs-
chancen junger Men-
schen zu verbessern?
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Was junge Leute von Politikern wissen wollen
Corona, Bildung, Klimaschutz und Digitalisierung: Junge Menschen stellen Fragen an die Bundestagskandidaten aus dem Wahlkreis Schwarzwald-Baar
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Wir setzen uns für eine Ausbildungsga-
rantie ein. Die duale Ausbildung ist ein
Erfolgsmodell, das wir stärken wollen.
Der Zugang zu gebührenfreier Bildung
ist für uns ein soziales Grundrecht. Das
BAföG soll in Zukunft wieder mehr junge
Erwachsene erreichen. Dafür weiten wir
die Förderansprüche aus und streben
eine schrittweise Rückkehr zum Vollzu-
schuss an. Das neue Kindergeld ist eine
Basisabsicherung für alle bis zum Alter
von 25 Jahren. Es macht das BAföG el-
ternunabhängiger.

Deutschland soll 2030 über eine digi-
tale Infrastruktur auf Weltniveau ver-
fügen, über eine vollständig und durch-
gängig digitalisierte Verwaltung und ein
Bildungssystem, in dem für das Leben
in einer digitalen Welt gelernt werden
kann. Die Selbstbestimmung und digi-
tale Mündigkeit der Bürger*innen ist un-
ser Leitbild. Unser Ziel ist ein moderner,
bürgernaher Staat, der allen Bürger*in-
nen einen einfachen, digitalen Zugang
zu seinen Dienstleistungen bietet.

Die Pandemie hat gravierende Auswir-
kungen auf die öffentlichen Haushalte.
Während die Steuereinnahmen zurück-
gehen, sind die Ausgaben gestiegen.
Eine Politik der Austerität wäre jetzt ein
völlig falscher Weg. Wer diesen Weg
verfolgt, setzt unsere Zukunft aufs Spiel
oder will harte Einschnitte in den Sozial-
staat. Wir stehen für eine Finanzpolitik,
die die großen Zukunftsinvestitionen
finanziert, Arbeitsplätze schafft, ein kli-
maneutrales Wachstum ermöglicht und
den Zusammenhalt stärkt.

Leider scheiterte ein vereinfachter Zu-
gang zu BAföG zur Unterstützung von
Studierenden während Corona an der
CDU-Bildungsministerin. In vielen Bun-
desländern hat sich die SPD für schnel-
le Impfungen für Studierende stark
gemacht. Thema Ansprache: Teilweise
wird zu Unrecht davon ausgegangen,
alle Studierenden befänden sich in
einer privilegierten Lebenslage und man
schätzt ihre Fähigkeiten zur Selbstorga-
nisation und ihre Resilienz pauschal hö-
her ein als z.B. die der Schüler*innen.

Kanzlerkandidat Scholz setzt sich
nun dafür ein, dass u.a. die Überbrü-
ckungshilfen III für Soloselbstständige
verlängert werden – mindestens bis
zum Jahresende. Ebenso gab es die
Corona-Soforthilfen. Um Kleinstunter-
nehmer und Soloselbständige, die von
der Corona-Pandemie wirtschaftlich
betroffen sind, zu unterstützen, hat die
Bundesregierung ein Soforthilfepro-
gramm in Höhe von 50 Milliarden Euro
beschlossen.

Die Ausbildungslage ist katastrophal!
Nur noch jedes fünfte Unternehmen
bildet aus und gleichzeitig bleiben in
manchen Branchen der Großteil der
Ausbildungsplätze unbesetzt. Letzte-
res liegt an den katastrophalen Ausbil-
dungsbedingungen, die es in manchen
Branchen gibt. Ein Rechtsanspruch auf
Ausbildung muss ins Grundgesetz und
es braucht eine solidarische Umlage-
finanzierung genauso wie ein Mindest-
ausbildungsgehalt. So gibt es genug
Plätze, die dann auch besetzt werden.

Wir fordern 10 Mrd pro Jahr. Gleichzeitig
haben wir einen Smart-City-Plan, wel-
cher öffentliche Behörden und Institu-
tionen vernetzen soll. Das Problem in
diesem Bereich sind die Gebühren, die
für Software anfallen und dass diese
Software nicht aufeinander angepasst
werden darf, wegen des Patentrechts.
Deswegen möchten wir Behörden mit
lizenzfreier Open-Source-Software aus-
statten und sie in die Lage versetzen,
auch selbst diese Software verändern
und anpassen zu können.

Es gibt genug Geld, um für Klimagerech-
tigkeit zu sorgen, nur haben es weder
Staat noch 99 Prozent der Bevölkerung.
Das reichste ein Prozent wird seit Jahr-
zehnten immer reicher. Es stimmt auch
nicht, dass damit Arbeitsplätze und Auf-
schwung geschaffen werden. Seit 1990
wächst das private Vermögen doppelt
so schnell wie das BSP und zeigt da-
mit klar, dass die „trickle-down“ These
falsch ist. Gleichzeitig sind 100 Unter-
nehmen für 70 Prozent der globalen
Klimagase verantwortlich.

Studierenden, Kultur, Kunst, Dienst-
leistungsgewerbe und noch vielen mehr
wurde kaum oder gar nicht geholfen,
dafür aber der Industrie. Wir haben uns
dafür eingesetzt, dass den Studieren-
den besser geholfen wird und wollten
einheitliche Regelungen für Studierende
und Beschäftigte an den Hochschulen.
Hier hätten aber auch die Bundesländer
mitmachen müssen. Auch haben wir
gefordert, dass es einen Sozialfond für
Studierende gibt und dass das BAföG
ausgeweitet wird.

Weil das die Folge des Lobbyismus und
der Einflussnahme auf die Politik durch
die Industrie ist. Schärfere Lobbyregeln
und mehr Transparenz fordern wir nun
seit 16 Jahren, jede Bundesregierung
hat das verweigert. Vermögen ist heute
in Deutschland so ungleich verteilt wie
in Saudi-Arabien oder Haiti, das ist die
Folge davon! Unser Steuerprogramm
sieht große Entlastungen auch für
Kleinunternehmen und Mittelstand vor,
finanziert durch Maßnahmen wie eine
Vermögenssteuer.

Hier ist viel zu tun! Junge Menschen
sind unsere Zukunft und wir müssen al-
len bestmögliche Bildung ermöglichen.
Das beginnt dabei, dass sich der BAföG-
Satz am Bedarf orientieren muss und
dass nicht der Geldbeutel der Eltern
entscheidend sein darf für das, was die
Kinder an Bildung bekommen. Ich will
mich dafür einsetzen, dass Schulen gut
und modern ausgestattet sind, die Aus-
bildungsberufe, wie ich selbst einen ge-
lernt habe, gute Möglichkeiten für eine
Beschäftigung bieten.

Hierzu kann ich derzeit keine Zahlen
nennen. Tatsache ist, dass neben dem
Breitbandausbau und 5G (bis zur letz-
ten Milchkanne) ein Kernprojekt der
nächsten Bundesregierung die Digitali-
sierung der Verwaltung sein muss. Das
fängt an mit Bürgerportalen, über die
lästige Behördengänge digital erledigt
werden können bis hin zu einheitlicher
IT-Infrastruktur zwischen den Behörden.
Für Baden-Württemberg ist dies bis
Ende 2022 geplant. Das Ganze muss
auch auf Bundesebene schnell gehen.

Durch Maßnahmen wie das Energie-
geld, aber auch durch Bepreisung von
Produkten entsprechend ihrer Kos-
ten, die sie auch für die Umwelt ver-
ursachen, wollen wir den Klimaschutz
vorantreiben. Gleichzeitig ist echter
Klimaschutz im Bereich der Energie-
gewinnung deutlich günstiger als kon-
ventionelle Stromerzeugung und schafft
zudem Arbeitsplätze. Förderungen von
umweltschädlichen Technologien been-
den und klimafreundliche Technologien
erforschen und attraktiv machen.

Für die Studierenden wurde definitiv zu
wenig gemacht. Das sehe ich genauso.
Warum das so war, das weiß ich nicht.
Tatsache ist aber, dass diese Fehler
nicht wiederholt werden dürfen. Wir
brauchen zukünftig stabile Krisenpläne
für derartige Szenarien und in diesen
müssen Schüler:innen und Studieren-
de genau so berücksichtigt werden wie
jede/r andere auch.

Das liegt, denke ich, zum einen an den
Lücken im Auffangnetz der Soforthilfen,
aber auch an Dingen wie den Vergabe-
richtlinien und zum Teil umständlichen
Antragsprozessen. Auch hier ist es nö-
tig, dass Behördengänge so einfach wie
möglich gemacht werden und Anträge
im Idealfall online und in verständlicher
Sprache zur Verfügung stehen. Nie-
mand sollte für einen Behördengang
oder zum Beantragen von Soforthilfe
als beispielsweise Selbstständiger erst
einen Juristen beauftragen müssen.

Die FDP schlägt einen „Azubi-Pakt
2030“ vor: Berufsausbildungen werden
dafür bis zum Jahresende 2021 voll-
ständig steuer- und abgabenfrei. Damit
wollen wir die berufliche Ausbildung
aufwerten und attraktiver machen. Wir
wollen gleiche Chancen für alle. Es darf
keinen Unterschied machen, aus wel-
chem Elternhaus man kommt. Der Staat
muss die Voraussetzung dafür schaf-
fen, dass alle von der gleichen Linie aus
starten. Bildung ist die beste Chance
zum sozialen Aufstieg.

Wir Liberale fordern ein Ministerium für
digitale Transformation. Um Synergie-
effekte zu nutzen und eine schlankere
und effizientere Regierung zu gestal-
ten, wollen wir Kompetenzen in einem
Ministerium bündeln und es eng mit
den anderen Regierungsressorts ver-
knüpfen. Nur so können wir die digitale
Transformation von Staat, Gesellschaft
und Wirtschaft schnell, effizient und
konsistent gestalten. Bis zum Jahr 2025
ist der bundesweite Aufbau von 5G-Net-
zen abzuschließen.

Künftige Generationen brauchen Zu-
kunftschancen, keine Schuldenberge.
Daher muss die im Grundgesetz veran-
kerte Schuldenbremse bleiben. Nur mit
neuen Technologien werden wir den Kli-
mawandel wirksam bekämpfen und das
Klima schützen können. Wir brauchen
Forschung, Wissenschaft, Innovationen
und die vielen klugen Ideen der Men-
schen. Auch bei der Lösung für komple-
xe Umweltprobleme setzen wir auf die
Kreativität der Vielen und den Wettbe-
werb der besten Ideen.

Die Corona-Pandemie hat viele Studie-
rende enorm belastet und vor finan-
zielle Herausforderungen gestellt. Das
Studium wurde häufig ausschließlich
als Präsenzveranstaltung gedacht. Wir
machen uns für die Digitalisierung der
Lehre stark. Die Studierenden brauchen
eine krisenfeste Studienfinanzierung.
Wir Freie Demokraten wollen ein eltern-
unabhängiges Baukasten-BAföG ein-
führen, denn die Studienwahl darf nicht
länger von der Unterstützung der Eltern
abhängen.

Die FDP-Bundestagsfraktion hat die
Bundesregierung für das Chaos bei
den Überbrückungshilfen scharf kriti-
siert und viele Vorschläge unterbreitet,
dass die Hilfen gerade bei kleineren
und mittleren Unternehmen schneller
ankommen und das Verfahren unbü-
rokratischer wird. Wir haben u.a. die
Bündelung aller Hilfen beim Finanzamt
gefordert, da dort alle Daten vorliegen.
Leider wurden unsere parlamentari-
schen Initiativen im Deutschen Bundes-
tag abgelehnt.

Berufliche Bildung und Studium sind
gleichwertig. Vor diesem Hintergrund
werden wir die Möglichkeiten dualer
Studiengänge weiter ausbauen, eben-
so Beratungsangebote für junge Men-
schen. Außerdem wollen wir das BAföG
flexibilisieren, ausweiten und zu einem
Instrument der individuellen Förderung
des Lebensunterhalts von Bildung und
Weiterbildung weiterentwickeln, das
auch nach dem 35. Geburtstag genutzt
werden kann.

Das Thema hat bei uns oberste Priori-
tät. Wir wollen die Verwaltung moder-
ner, schneller und effizienter machen.
Alles, was digital werden kann, soll digi-
tal werden. Wir setzen dabei auf offene
Standards für die reibungslose Zusam-
menarbeit von Bund, Ländern und Kom-
munen. Vor allem werden wir Prozesse
verschlanken. Mit der Umsetzung des
Online-Zugangsgesetzes wollen wir den
digitalen Zugriff auf die meisten staatli-
chen Leistungen ermöglichen.

Um die Energiewende zu meistern, set-
zen wir auf technische Innovationen so-
wie auf effiziente marktwirtschaftliche
Instrumente. Zum einen sollen Investiti-
onen in Klimatechnologien künftig steu-
erlich besser abgesetzt werden können,
um attraktiver zu werden. Zum anderen
wollen wir den Emissionshandel stär-
ker am CO2-Ausstoß bzw. -verbrauch
ausrichten. Wer mehr verbraucht, muss
mehr zahlen. Wichtig ist uns der soziale
Ausgleich.

Grundsätzlich gilt, dass Hochschulen
Ländersache sind. Dennoch hat der
Bund auch in diesem Bereich genau wie
bei den Schulen massiv unterstützt. Da-
mit kein Student infolge der Pandemie
sein Studium abbrechen muss, haben
wir rasch finanzielle Hilfen von bis zu
500 Euro pro Monat für notleidende
Studierende aufgelegt und setzen diese
2021 fort. Dafür sind weitere 145 Millio-
nen Euro und für die zinslosen KfW-Stu-
dienkredite weitere 55 Millionen Euro
vorgesehen.

Deutschland hat im internationalen Ver-
gleich einzigartige Hilfen ermöglicht,
von denen sämtliche Branchen, Unter-
nehmenstypen und alle Betriebsgrö-
ßen profitiert haben. Insbesondere das
Kurzarbeitergeld half, Massenentlas-
sungen und enorme Sozialkosten zu ver-
meiden. Jobs wurden gesichert und die
meisten Unternehmen können nun wie-
der voll durchstarten. Es gibt kaum ein
Instrument mit besserer Wirkung. Heu-
te ist die Arbeitslosigkeit in Deutsch-
land wieder auf Vorkrisenniveau.

Um auch in Zukunft sichere Ausbil-
dungsplätze für unseren Nachwuchs zu
haben, müssen wir unsere Schlüssel-
industrien vor ideologischen Übergrif-
fen schützen, Abwanderung der Produk-
tionsstätten verhindern, Energiekosten
senken und dem lokalen Handwerk
durch Entbürokratisierung, verbesserte
Meisterförderung und steuerliche Ent-
lastung Wachstumsperspektiven geben.

Breitbandausbau ist das Fundament für
darauf aufbauende Prozesse, d.h. man
muss die Schaffung digitaler Infrastruk-
turen und Ressourcen beschleunigen.
Wir fordern 100 Digitalisierungsmana-
ger für Baden-Württemberg, Experten
der IT, des Tiefbaus und des Projekt-
managements zu vernetzen sowie alle
KI-Kompetenzen zu sammeln und aus
nationalem Interesse und angestreb-
ter digitaler Souveränität rund um das
Deutsche Forschungszentrum für Künst-
liche Intelligenz (DFKI) zu bündeln.

Wenn es so weiter läuft wie bisher, sind
in 30 Jahren unsere gesamten Schlüs-
selindustrien abgewandert, das Ren-
tenniveau unter 30 Prozent, unsere
Schulden mit den Mittelmeerländern
vergemeinschaftet, haben wir uns die
Kriminalitätsrate aus Afghanistan, Mali
und Burundi importiert und die Digi-
talisierung ist immer noch „Neuland“.
Glauben Sie wirklich 1,5 Grad mehr
oder weniger werden in 30 Jahren Ihre
größten Sorgen sein?

Wir haben uns um alle von den Verord-
nungen betroffenen Bürgern Gedanken
gemacht und uns für ihre Interessen,
Rechte und Perspektiven eingesetzt.
Aber die Altparteien reden ja lieber mit
den Taliban, als mit der AfD.

Diese Frage gehört an das Kanzleramt
gestellt, die haben mit ihren Verord-
nungsorgien und der nutzlosen Alibipoli-
tik diesen Irrsinn zu verantworten. Die
beste Hilfe wäre gewesen, rechtzeitig
zu einer geregelten Normalität zurück-
zufinden, unter pragmatischem Schutz
der wirklichen Risikogruppen und unter
Beibehaltung aller alltäglichen wirt-
schaftlichen Aktivitäten.
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